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Stellungnahme zur Verordnung zur Übertragung erfolgreicher 
Schulentwicklungsvorhaben in die Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung Sekundarstufe I sowie zur Änderung von Ausbildungs- und 

Prüfungsordnungen gemäß § 52 Schulgesetz NRW 
 
 

 
Sehr geehrte Frau Ministerin Feller, 
sehr geehrter Herr Bals,  
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir danken Ihnen für die übermittelten Informationen und möchten die Gelegenheit 
nutzen, zur Verordnung zur Übertragung erfolgreicher Schulentwicklungsvorhaben 
in die Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Sekundarstufe I sowie zur Änderung 
weiterer Ausbildungs- und Prüfungsordnungen gemäß § 52 Schulgesetz NRW Stel-
lung zu nehmen. 
 
 
Querschnittsaspekte: 
 
Bei der Übernahme von Schulentwicklungsvorhaben in die Ausbildungs- und Prü-
fungsordnungen sollte eine generelle Evaluationspflicht schulgesetzlich verankert 
sein. Das Gelingen von Schulversuchen ist in manchen Fällen dem großen persönli-
chen Einsatz und Enthusiasmus einzelner Personen zu verdanken. Doch nur bei 
nachgewiesener Wirksamkeit, Chancengleichheit und gesicherter Ressourcenaus-
stattung ist eine dauerhafte Überführung gerechtfertigt.  
 
Änderungen, die laufende Jahrgänge betreffen, müssen zur Vermeidung von Be-
nachteiligungen frühzeitig Schülern und Eltern bekannt gegeben und, falls nötig mit 
Übergangs- und Härtefallregelungen verbunden werden.  
 
 
Artikel 1  
 
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe I 

Frau Ministerin Dorothee Feller 
Herrn Oliver Bals 
Ministerium für Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
Per Mail an:   
FP-Referat226@msb.nrw.de 
 

Landeselternschaft der Gymnasien  Steinstr. 30  40210 Düsseldorf 
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Zu Nr. 2 (§ 1 Abs. 2) 
 
Wir begrüßen die Klarstellung, dass Kinder aus NRW Vorrang bei der Schulanmel-
dung genießen, freie Plätze aber Kindern angeboten werden können, die in unserem 
Bundesland nicht schulpflichtig sind. Die Regelung hilft Kindern aus NRW, einen 
Platz an einer stark nachgefragten Schule zu erlangen, und sichert gleichzeitig die 
Existenz oder ein besonderes Profil bzw. Angebot weniger stark nachgefragter 
Schulen durch die Möglichkeit, die Klassen mit Schülern aus Nachbarbundesländern 
aufzufüllen. 
 
 
Zu Nr. 3 (§ 3 Absatz 2 Satz 3)  
 
Ältere Schüler sollten nach einem halben Schuljahr in der Lage sein zu beurteilen, 
ob sie mit einem Kurs klarkommen. Die anders als bei anderen Schulformen am 
Gymnasium verkürzte Frist zum Wechsel des Wahlpflichtfaches ist auch angesichts 
des ebenfalls kürzeren Wahlpflichtunterrichts angemessen.  
 
 
Zu Nr. 4 (§ 4) 
 
Phasen selbstgesteuerten Lernens können ein sinnvoller Bestandteil des Unterrichts 
an allen Schulen der Sekundarstufe I sein. Im besten Fall fördern sie die Wahrneh-
mung von Selbstwirksamkeit beim Lernen und gleichen nicht nur die Abwesenheit 
von Lehrkräften aus. Besonders engagierte und leistungsstarke Schüler erhalten die 
Möglichkeit, eigenen Wissensinteressen nachzugehen, Schüler, denen die Erläute-
rungen einer Lehrkraft nicht geholfen haben, können sich im Rahmen von Lernbü-
ros den Stoff von einer anderen Lehrkraft nochmal erklären lassen.  
 
Das selbstgesteuerte Lernen birgt aber auch Gefahren. Schüler mit weniger Antrieb 
nehmen es gerne als Chance zum Müßiggang oder zur Vermeidung ungeliebter Fä-
cher wahr. Um ihr Potential voll auszuschöpfen, benötigen Kinder auch Inspiration 
und engen Austausch mit Personen, die über mehr Wissen, Erfahrung und Weitblick 
verfügen. Das Abarbeiten von Wissenshäppchen in Wochenplänen ist dabei weniger 
hilfreich als ein lehrerzentrierter Unterricht. Deshalb begrüßen wir die Möglichkeit, 
selbstgesteuertes Lernen zuzulassen, in Kombination mit den Grenzen, die diesen 
Vorhaben gesteckt werden. Ein Wechsel zwischen Phasen selbstgesteuerten Ler-
nens, Projektarbeit in der Gruppe und klassischem Unterricht dürfte dafür sorgen, 
dass Schule allen Lerntypen gerecht wird und vielfältige Kompetenzen fördert.  
Wir empfehlen eine verpflichtende regelmäßige Evaluation des Lernerfolgs in den 
verschiedenen Unterrichtsformen, damit die Schulkonferenz gegebenenfalls die 
Möglichkeit erhält, nachzusteuern. So kann verhindert werden, dass selbstgesteuer-
tes Lernen nur dazu eingesetzt wird, organisatorische Lücken zu füllen. 
 
 
Zu Nr. 5 (§ 5) 
 
Die Neufassung von § 5 ist überfällig angesichts des hohen Anteils von Kindern mit 
einer nicht deutschen Herkunftssprache und den großen Herausforderungen, die für 
die Schulen mit diesem Umstand verbunden sind. Mehrsprachigkeit kann ein großer 
Gewinn für Individuen wie auch für die ganze Gesellschaft sein. Ihre Förderung ist 
daher sinnvoll.  
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Wichtigstes Bildungsziel für alle Kinder muss aber die Beherrschung der deutschen 
Sprache sein und dies auf einem möglichst hohen Niveau. Dabei geht es nicht nur 
um einen Türöffner in den Arbeitsmarkt, sondern auch um die Teilnahmemöglich-
keit am öffentlichen Diskurs, um den Zusammenhalt der Gesellschaft und damit um 
die Zukunft der Demokratie. Die Neufassung von Abs. 2 führt daher in die Irre, 
wenn sie den Erwerb der deutschen Sprache als Angebot bezeichnet. Angebote 
kann man ausschlagen. Die Gewichtung im Absatz sollte daher umgedreht werden. 
 
Anstelle von:  
 
„Die Schule fördert die sprachliche Bildung von Schülerinnen und Schülern, deren 
Herkunftssprache nicht Deutsch ist, durch Angebote zum Erwerb der deutschen 
Sprache und durch die systematische Stärkung ihrer mehrsprachigen Ressourcen 
gemäß § 2 Absatz 10 des Schulgesetzes NRW“  
schlagen wir vor:  
 
„Die Schule fördert die sprachliche Bildung von Schülerinnen und Schülern, deren 
Herkunftssprache nicht Deutsch ist, durch vorrangige Förderung des Erwerbs der 
deutschen Sprache. Angebote zum Ausbau der mehrsprachigen Ressourcen der 
Schülerinnen und Schüler gemäß § 2 Absatz 10 des Schulgesetzes NRW unterstüt-
zen und ergänzen dieses Ziel und dürfen es nicht relativieren.“ 
 
Richtig im Sinne der Förderung der Mehrsprachigkeit ist dagegen wie in Abs. 3 
Schwächen bzw. in Abs. 4 - bei spät zugewanderten Kindern - fehlenden Unterricht 
in den Fremdsprachen bis zu einem gewissen Grad durch Kenntnisse in der Her-
kunftssprache ausgleichen zu lassen. Auch zugewanderte Kinder sollten jedoch 
nicht auf ihre Herkunftssprache verwiesen werden, sondern brauchen die Chance, 
weitere Bildungssprachen oder die Sprachen unserer Nachbarländer regelhaft im 
Unterricht zu erwerben. Deshalb ist die Streichung der im alten Abs. 1 vorgesehe-
nen, aber in der Praxis nicht angewendete Möglichkeit sinnvoll, den Unterricht in 
der zweiten Fremdsprache durch herkunftssprachlichen Unterricht ersetzen zu kön-
nen. 
 
 
Zu den Nr. 6, 7, 8, 14, 15 
 
Wir begrüßen grundsätzlich alle Klarstellungen von missverständlichen Textstellen 
in Gesetzen und Verordnungen. Die Rechte auf Information und Beratung von 
Schülern und Eltern sind im hektischen Schulalltag immer gefährdet und bedürfen 
gerade deshalb einer eindeutigen Regelung. 
 
 
Zu Nr. 9 (§ 13 Abs. 5) 
 
Es ist unklar, an welche Fälle für die von der oberen Schulaufsicht zu genehmigen-
den Ausnahmen vom Erfordernis der zweiten Fremdsprache für den Wechsel zum 
Gymnasium ab Klasse 7 gedacht ist, da für neu zugewanderte Kinder eine Ausnah-
meregelung schon in § 5 Abs. 4 getroffen wurde. Hier bitten wir um eine konkretere 
Fassung in Verordnungstext, Verwaltungsvorschriften oder Begründung, um landes-
weit einheitliche Regelungen sicherzustellen und Rechtsunsicherheit zu vermeiden. 
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Zu Nr. 19 (§ 34 Abs. 2) 
 
In der Oberstufe herrscht das Prinzip der Freiwilligkeit bei Abweichungsprüfungen. 
Oberstufenschülern wird die Reife zugetraut, hier eine wohlüberlegte Entscheidung 
zu treffen. Ob diese Reife schon bei Schülern der Sekundarstufe I immer gegeben 
ist, zumal wenn diese wenig Unterstützung durch ihre Eltern erfahren, ist fraglich. 
Die Neuregelung sollte daraufhin evaluiert werden, wie sie sich auf die Lernmotiva-
tion von Schülern auswirkt. Neben der Beratungspflicht hinsichtlich der Folgen der 
Teilnahme an einer mündlichen Prüfung gemäß VV 34.2.2 zu § 34 Abs. 2 sollte 
auch eine verpflichtende Beratung hinsichtlich der Folgen der Nichtteilnahme nor-
miert werden, damit die Entscheidung der Schülerinnen und Schüler auf einer voll-
ständigen Informationsbasis getroffen wird. 
 
 
Zu Nr. 22 (§ 40) 
 
Solange die fachlichen Anforderungen bei Schulabschlüssen nicht gesenkt werden, 
ist es richtig, Schülern mit abweichender Bildungsbiografie, wie neu zugewanderten 
Schülern, Brücken zu bauen. Eine solche Brücke kann die Möglichkeit sein, den ers-
ten Schulabschluss erst am Ende des ersten Halbjahrs von Klasse 10 zu erlangen. 
Die Schulen sollten verbindlich auf diese Regelung hinweisen müssen. 
 
 
Artikel 2  
 
Änderung der Verordnung über die Externenprüfung zum Erwerb der Ab-
schlüsse der Sekundarstufe I 
 
Wir begrüßen alle Regelungen, die Unklarheiten ausräumen, landesweit Verbindlich-
keit herstellen und für eine bessere Vergleichbarkeit der Prüfungen sorgen. 
 
 
Artikel 4  
 
Änderung der Externen-Abiturprüfungsordnung 
 
Zu § 1 
 
Immer häufiger ist es Schülern aus gesundheitlichen Gründen nicht möglich, ihrer 
Schulpflicht regulär nachzukommen. Gerade bei chronischen und Langzeiterkran-
kungen ist der Schulbesuch oft unregelmäßig und unplanbar, sodass die Einrichtung 
von Hausunterricht ausscheidet. Es ist höchste Zeit, dass die APO-GOSt wie schon 
die APO-S I in solchen Fällen das Ablegen einer Externenprüfung ermöglicht. Dies 
kann eine entscheidende Hilfe zum Sichern von Bildungswegen sein.  
 
Nicht alle chronisch Kranken sind allerdings in der Lage, sich den Stoff zur Prü-
fungsvorbereitung eigenständig zu erarbeiten. Sie sollten nicht auf kommerzielle 
Anbieter angewiesen sein. Die Neuregelung bedarf also der Begleitung durch ver-
besserte Bildungsangebote für die Betroffenen. Dies betrifft insbesondere die digi-
tale Teilnahme am Präsenzunterricht. Weder in der Verordnung über die sonderpä-
dagogische Förderung, den Hausunterricht und die Klinikschule (Ausbildungsord-
nung sonderpädagogische Förderung - AO-SF) noch in der Novelle der Distanzun-
terrichtsverordnung existiert bislang eine Regelung, wonach eine solche Form der 
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Unterrichtsteilnahme auf Antrag des Schülers zwingend einzurichtend wäre. Hier er-
warten wir dringend Abhilfe. Datenschutz und IT-Sicherheit dürfen dabei nicht ver-
gessen werden, sondern erfordern eine eindeutige Regelung, um Rechtssicherheit 
für alle Beteiligten zu schaffen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Für den Vorstand der Landeselternschaft der Gymnasien in Nordrhein-Westfalen 
e. V. 
 
 
 
 

 
Dr. Oliver Ziehm 
- Vorsitzender - 
 

 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit verwenden wir das generische Maskulinum. Wir 
meinen immer alle Geschlechter im Sinne der Gleichbehandlung.  


